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Schriftliche Anfrage" der Abge­
ordneten zum Nationalrat 
Dr. ERHACORA und Genossen 
betreff end stau tenbesch"lerde 
nach dem UN-Pakt über die 
zivilen und politischen 

"Rechte (Nr. 2365/J-I-"ili/1979) 

An den 

22961/-,2 

1979 "03- 2 J 
zu 236S/J 

Herrn ~räsidenten des Nationalrates 

Parlament 
1017 \'lien 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. ERNACORA 
und Genossen haben am 22. Februa~ 1979 unter der 
Nr. 2365/J~~/1979 an mich eine schriftliche An­
frage betreffend die staaten beschwerde nach dem 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte gerichtet, ,,,elche den folgenden vlortlaut hat: 

"1) "'eIche staaten haben eine Unter\'lerfungs­
erklärung nach Art. 41 des Paktes über die zivilen 
uu~ politischen Rechte bereits abgegeben? 

2) Können kraft der österreichischen Unter­
werfungserl{lärungauch andere Hitglieder des Paktes 
über die zivilen und politischen Rechte, die eine 
solche Erl\:lärung nicht abgegeben haben, Österreich 
vor den Vereinten Nationen nach den in der ge­
nannten Konvention festgelegten Verfa~en belangen ? 

3) llarum hat die BundesregieI'l.'l.ng, ObJle mit 
den im Parlament vertretenen Parteien das Einver­
nehmen herzustellen oder es sonst'lo'lie anzukündigen, 
eine solche Unter1trerfungserklärung abt;egeben, die 
tür Österreich außenplitische Folgen haben kann ?" 
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Ich beehre mich, die gestellten Fragen im einzel­
nen \'1ie folgt zu beant"Vlorten: 

Zu 1: 

Bisher haben 10 staaten eine Erlclärung gemäß 
Art .. 41 des Pa..~tes abgegeben: Dänemark, FiI".w."1.1and, 
die Bundesrepublik Deutschland, Nor'\'legen, Schvreden, 
das Vereinigte Königreich, Italien, die Niederlande, 
Neuseeland und Österreich .. 

Zu 2: 

In Art" 41 Absc> 1 des Paktes heißt es aus­
drücklich, daß Ni tteilu..."1.gen an den Ausschuß, in 
denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer 
Vertragsstaat komme seinen Verpflich-~gen aus dem 
Pakt nicht nach, nur entgegengenommen und geprüft 
werden, wenn sie von einem Vertragsstaat einge­
reicht ,'!erden, der für sich selbst die Zuständig­
kei t des Ausschusses durch eine Erlclärung anerkannt 
hat. Dieser Artikel sieht daher nur'unter der Vor­
aussetzung der Gegenseitigkeit die Staatenbe­
schwerde vor (230 der Beilagen XIV GP 8.47). 

Zu 3: 

Zunächst sei festgestellt, daß die Form der 
abgegebenen Erklärung völlig der Vorgangs\'ieise 
in früheren vergleichbaren Fällen entspricht 
(vgl. BGBl. Nr. 210/1958, betreffend die Erklärung 
im Sinne des Art.. 25 und im Sinne des ../\rt. 46 
Eu:ropäische l'·Ienschenrechtskonvention, ferner 
BGBl .. Nr. 246/1971, betreffend die Erklärung 
der Republik Österreich gemäß Art .. 36 Abs. 2 des 
statuts des Internationalen Gerichtshofes). An 
sich müßte den im Parlament vertretenen Parteien 
vom Begir~~ der parlamentarischen Ber?tuneen 
an die Absicht der Bundesregierung beka~~t sein, 
eine Erklärung gemäß Art.. 41 des Paktes abzugeben., 
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Bereits in den Erläuterungen zur Regierungsvorlage 
(230 der Beilage XIV. GP S. 47),·rar angekündigt 

worden: "Die Anerkennsungserklärung nach Art. 41 
soll bei Hinterlegung der RatifikationsUl~l~de 
abgegeben werden. 1I Darüber hinaus habe ich 
persönlich zu den von Abgeordneten Dr. ~mCORA 

in der Sitzung des Außenpolitischen Ausschusses 
vom 18. April 1978 gestellten Fragen im Zusammen-

. hang mit Art. 41 des Paktes am 20. April 1978 die 
Herren Klubobmänner Dr. FISCHER f Dr.HOCK und 
PETER, den damaligen Vorsitzenden des Außen­
politischen Ausschusses Präsident CZERlffiTZ, so­
wie Herrn Abgeordneten Dr •. :rnr,tACORA . selbst 
schriftlich von der Absicht der Bundesregierung 
informiert, eine Erklärung gemäß Art. 41 des 
Paktes abzugeben. Dabei habe ich mich auch aus-

. drücklieh auf den obzitierten Passus in der 
Regierungsvorlage bezogen. 

Der Bundesminister 

für Au s>lärti lie1 e genhei ten: 
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